
Personenkreis zu den Einkünften aus eigener Arbeit 
i. S. des § 13 Abs. 1 FGB/‘.
Das ändert sich auch nicht, wenn ein Ehegatte nicht im 
Betrieb arbeitet, z. B. weil er nicht arbeitsfähig ist oder 
anderweit in einem Arbeitsrechtsverhältnis steht. Dann 
ist der Nettogewinn das Ergebnis der Arbeit des ande­
ren Ehegatten allein. Hier kommt die Anwendung des 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 FGB jedoch ebenfalls in Betracht.

Der Nettogewinn ist, soweit er nicht für Konsumtionsr 
zwecke verbraucht wird, die wesentliche Quelle für 
Ersparnisse und für die Erhöhung des Betriebsver­
mögens. Die Frage, ob gemeinschaftliches Eigentum an 
solchen Ersparnissen und an der Erhöhung des Be­
triebsvermögens entsteht, kann nach der hier vertrete­
nen Auffassung über den Nettogewinn nur bejaht wer­
den.
Die gegenteilige Auffassung Seiferts beruht auf dem 
unrichtigen Ausgangspunkt, daß die Eheleute eine „pro­
duzierende“ Gemeinschaft sind. Das ist m. E. verfehlt. 
Die Ehe braucht noch nicht einmal eine Arbeitsgemein­
schaft zu sein. Es genügt vielmehr, daß ein Ehegatte 
„durch Arbeit oder aus Arbeitseinkünften erworben“ 
hat.
Ich teile die Bedenken Seiferts auch insoweit nicht, als 
er hinsichtlich der Zuordnung der Betriebsmittel zum 
gemeinschaftlichen Eigentum ausführt: „Es käme näm­
lich im Verlaufe der Ehe zu einer Vermischung des 
Eigentums an Gegenständen des Betriebsvermögens, 
und der ursprünglich nur einem Ehegatten gehörende 
Betrieb ginge nach und nach zum Teil in gemeinschaft­
liches Eigentum über.“ Es gibt in der DDR eine Viel­
zahl von Personalgesellschaften — so allein rd. 6000 
halbstaaatliche Industriebetriebe —, deren Gesellschaf­
ter Miteigentümer sind und deren Beteiligungsquoten 
wechseln. Das geht ohne Schwierigkeiten. Warum soll 
das bei der hier besprochenen Gemeinschaft nicht mög­
lich sein? Die Bestimmung der Quote ist vielleicht 
schwieriger als in einer buchführenden und bilanzie­
renden Personalgesellschaft. Das ist aber keine Rechts­
frage, sondern eine Rechen- und Bewertungsfrage, die 
notfalls mit Hilfe von Sachverständigen zu lösen ist. 
Der Ausgleichsanspruch wird bei der hier vertretenen

4 Für die steuerbegünstigten freien Berufe ist das ausdrück­
lich festgelegt (§§ 1, 2, 5 der VO über die Besteuerung des Ar­
beitseinkommens — AStVO —). Ziff. 28 der dazu ergangenen 
Richtlinie vom 22. Dezember 1952 besagt, daß sich die Einkünfte 
(= Bruttogewinn) überwiegend als das Ergebnis eigener 
Arbeitsleistung darstellen müssen“. Die Einkünfte sind steuer­
begünstigt, weil die Leistungen dieser Bürger besonders hoch 
eingeschätzt werden (vgl. die genannten gesetzlichen Bestim­
mungen in: Die Besteuerung des Arbeitseinkommens, Berlin 
1964). Der Art nach unterscheiden sich diese Einkünfte aber 
nicht von den Einkünften der Bürger, die einen nicht steuer­
begünstigten freien Beruf ausüben, oder von den Einkünften 
der Gewerbetreibenden, die keine fremden Arbeitskräfte be­
schäftigen.

Auffassung über den Nettogewinn als Arbeitseinkom­
men in den Hintergrund treten. Bei Gewerbetreiben­
den ist die Beteiligung des anderen Ehegatten an den 
Betriebsmitteln über das ursprüngliche Miteigentum 
und über den Anteil am Vermögenszuwachs zunächst 
gesichert. Ist kein betrieblicher Vermögenszuwachs 
während der Ehe eingetreten, so ist der Anteil an den 
Ersparnissen oder nichtbetrieblichen Anschaffungen des 
anderen Ehegatten gegeben. Nur dann, wenn der Zu­
wachs zum Betriebsvermögen oder die Ersparnisse und 
Anschaffungen gering sind oder überhaupt fehlen, wird 
der Ausgleichsanspruch hier von Bedeutung sein. Der 
Anspruch nach § 40 FGB geht aber m. E. nicht, wie 
Seifert meint, auf Umwandlung eines Teils dieser 
zweckgebundenen angelegten Mittel über den Ausgleich 
in konsumierbare Geldmittel, sondern auf einen Anteil 
am Vermögen des anderen Ehegatten. Der Anspruch 
kann daher auch mit der Übertragung eines Anteils am 
Betriebsvermögen abgegolten werden. Im übrigen 
dürfte bei der Bemessung des Ausgleichsanspruchs in 
erster Linie die Dauer der Ehe und die Intensität der 
gemeinsamen Arbeit eine Rolle spielen, ferner natür­
lich die Höhe des gemeinschaftlichen Vermögens. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß bei der Vermögens­
auseinandersetzung nach Auflösung der Ehen von 
Gewerbetreibenden oder Freischaffenden in erster 
Linie der Ursprung des betrieblichen Vermögens zu er­
mitteln ist. Der Betriebsgewinn wird grundsätzlich 
gemeinschaftliches Eigentum, gleichgültig, ob er in 
Ersparnissen angelegt, zu Anschaffungen für die Familie 
verwendet oder zur Erhöhung des Betriebsvermögens 
genommen wird. Sind Ersparnisse oder sonstige An­
schaffungen unbedeutend, ist aber das Betriebsver­
mögen, wenn es nur von einem Ehegatten stammt, er­
halten geblieben, so ist der andere Ehegatte über den 
Ausgleichsanspruch zu beteiligen.
Schließlich sei im Hinblick auf die Ausführungen Sei­
ferts zur Verwaltung und Leitung des Betriebes noch 
auf folgendes hingewiesen: Es ist durchaus nicht immer 
so, daß der Ehegatte, der für den Beruf ausgebildet ist, 
den Betrieb auch leitet oder leiten kann. Mitunter ist 
der andere Ehegatte besser dafür geeignet. Nach außen 
hin wird natürlich stets derjenige auftreten, dem die 
Gewerbegenehmigung erteilt wurde oder — falls es 
keiner solchen Genehmigung bedarf — unter dessen 
Namen der Betrieb arbeitet. Sofern ein Ehegatte bei 
der Leitung hervortritt, ist anzunehmen, daß er vom 
anderen bevollmächtigt ist. Da die Berufsausübung in 
diesen Fällen eine Angelegenheit des gemeinsamen 
Lebens ist, gilt die gegenseitige Vertretung nach § 11 
FGB, wobei der Widerspruch eines Ehegatten gegen 
Handlungen des anderen nach § 15 FGB zu beachten 
ist.
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Einige rechtliche Probleme des Übertritts einzelner LPG-Mitglieder 
vom Typ I nach Typ III

Die im Zusammenhang mit dem Übertritt einzelner 
Genossenschaftsmitglieder der LPGs Typ I in eine 
LPG Typ III auftretenden Probleme sind in der Lite­
ratur bereits wiederholt diskutiert worden1. Das ge-

t Vgl. Arlt, Rechte und Pflichten der Genossenschaftsbauern, 
Berlin 1965, S. 406 ff.: Lange, „Grundmittelausgleich beim Über­
tritt einzelner LPG-Mitglieder vom Typ I nach Typ III“, NJ 
1966 S. 116 ff.

schah jedoch immer unter dem Gesichtspunkt von 
Empfehlungen für den Grundmdttelausgleich und für 
die gegenseitige Verrechnung des Investitions- und 
Inventarbeitrags. Bisher ist jedoch noch nicht erörtert 
worden, welche tatsächlichen und rechtlichen Voraus­
setzungen für einen wirksamen, die Beteiligten (Ge­
nossenschaftsmitglieder der LPGs Typ I und Typ III) 
bindenden Binzeiübertritt vorliegen müssen.
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